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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wo der Einsatz von zivil genutzten unbemannten Luftfahrtsystemen (umgangs-
sprachlich Drohnen) in Baden-Württemberg gestattet ist;

2. welche Auflagen an die Erteilung einer Aufstiegserlaubnis von zivilen unbe-
mannten Fluggeräten gekoppelt sind;

3. welches Potenzial sie bei der Nutzung derartiger Fluggeräte sieht;

4. wie sie dem Einsatz solcher Geräte gegenübersteht;

5. inwieweit sie eine Anpassung der derzeitigen (Bundes-)Gesetzeslage an diese
neue Technologie für sinnvoll erachtet, um die Nutzung zu erleichtern;

6. ob es ggf. Initiativen im Bundesrat gibt, um den Einsatz zu erleichtern;

7. welche Möglichkeiten sie sieht, um den Einsatz von Drohnen – unter Wahrung
berechtigter Eigentümerinteressen und Beachtung des Datenschutzes – zu ent-
bürokratisieren bzw. die Genehmigungsverfahren zu beschleunigen;

Antrag

der Abg. Paul Locherer u. a. CDU

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur

Rahmenbedingungen und Einsatzmöglichkeiten 

für die Nutzung von zivilen unbemannten Luftfahrt-

systemen (UAS) in Baden-Württemberg

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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8. wie sich die Anzahl der Genehmigungsanträge in den vergangenen Jahren ent-
wickelt hat (untergliedert nach Regierungspräsidien);

9. wie viel Personal in den Regierungspräsidien zur Bearbeitung der Anträge zur
Verfügung steht.

22. 07. 2014

Locherer, Brunnemer, Burger, Dr. Rapp, 
Reuther, Rombach, Rüeck, Traub CDU

B e g r ü n d u n g

Die Nutzung von unbemannten Luftfahrtsystemen (umgangssprachlich: Drohnen)
für zivile Zwecke erfährt seit einiger Zeit eine wachsende Bedeutung. Die Droh-
nen werden dabei für Vermessungszwecke, in der Landwirtschaft und für den
 Natur- und Tierschutz (z. B. Vogel- und Rehkitzschutz) eingesetzt. Die Nutzung
von Fluggeräten wird in Deutschland im Luftverkehrsgesetz und in der Luftver-
kehrsordnung geregelt. Zuständig für die Erteilung einer Erlaubnis (Aufstiegs -
erlaubnis) zur Nutzung von Drohnen sind die Luftfahrtbehörden der Länder. In
Baden-Württemberg fällt diese Aufgabe den Regierungspräsidien zu. Zentrale
Grundregeln für den Betrieb sind: der Betrieb muss in Sichtweite des „Piloten“
liegen, die maximale Flughöhe beträgt 100 Meter über Grund und ein Einsatz
über Menschen und Menschenansammlungen ist nicht gestattet. Aufgrund der
umfassenden Grundregeln und Nebenbestimmungen, die die Genehmigungsver-
fahren beinhalten, wird an den Einsatz der Drohnen eine Vielzahl an Auflagen ge-
stellt. Dies gilt insbesondere für die Erteilung von Einzelerlaubnissen, die u. a.
den Nachweis eines individuell zu erstellenden Lageplans des Aufstiegsortes und
Flugraums sowie die Einverständniserklärung der Grundstückseigentümer erfor-
dert. Auf diese Weise gehen den Einsatzzeiten der Geräte, die oftmals nur wenige
Minuten andauern, mehrtägige, wenn nicht gar mehrwöchige Genehmigungsver-
fahren voraus. Dabei wird nicht verkannt, dass die bestehenden Restriktionen
ihren Hintergrund vielfach in der Wahrung berechtigter Eigentümerinteressen und
den Vorgaben des Datenschutzes haben. Gleichwohl sollte es möglich sein, in der
Praxis zu Erleichterungen zu gelangen. Der Antrag soll klären, wie die Landes -
regierung den Einsatz solcher Geräte im zivilen Bereich bewertet und welche
Möglichkeiten sie sieht, um diese Technologie unter Berücksichtigung und Ein-
haltung aller (datenschutz-)rechtlichen Aspekte zu fördern.
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 14. August 2014 Nr. 3-3848.7/122 nimmt das Ministerium für
Verkehr und Infrastruktur im Einvernehmen mit dem Innenministerium, dem
 Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz und dem Ministerium
für Finanzen und Wirtschaft zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. wo der Einsatz von zivil genutzten unbemannten Luftfahrtsystemen (umgangs-
sprachlich Drohnen) in Baden-Württemberg gestattet ist;

Unbemannte Luftfahrtsysteme sind Fluggeräte i. S. d. § 1 Abs. 2 S. 3 Luftverkehrs-
gesetz (LuftVG). Dabei erfolgt die im Einzelfall erforderliche Abgrenzung zu
Flugmodellen im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 9 LuftVG ausschließlich über den
Zweck der Nutzung. Dient die Nutzung des Geräts dem Zwecke des Sports oder
der Freizeitgestaltung, so gelten die Regelungen über Flugmodelle. Deren Auf-
stieg ist nur unter den Voraussetzungen des § 16 Abs. 1 Nr. 1 Luftverkehrs-Ord-
nung (LuftVO) erlaubnispflichtig. Ist mit dem Einsatz hingegen ein sonstiger, ins-
besondere gewerblicher Zweck verbunden (z. B. Bildaufnahmen mit dem Ziel des
Verkaufs), so handelt es sich um ein unbemanntes Luftfahrtsystem, dessen Be-
trieb unabhängig von seinem Gewicht gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 7 LuftVO stets er-
laubnispflichtig ist. 

Zuständig für die Erlaubniserteilung sind die Regierungspräsidien.

Der Betrieb von unbemannten Luftfahrtsystemen ist über den nachfolgend aufge-
führten Örtlichkeiten generell nicht erlaubnisfähig: 

•   Menschen und Menschenansammlungen,

•   Unglücksorten, Katastrophengebieten und anderen Einsatzorten von Polizei
oder anderen Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS),

•   Justizvollzugsanstalten, militärischen Anlagen, Industrieanlagen, Kraftwerken
und Anlagen der Energieerzeugung und -verteilung, soweit diese Stellen den
Betrieb nicht ausdrücklich gestattet haben,

•   oder in Luftsperrgebieten und Gebieten mit Flugbeschränkungen (§ 11 LuftVO).

Darüber hinaus können für den Aufstieg von unbemannten Luftfahrtsystemen
 ohne Verbrennungsmotor bis 5 kg Gesamtmasse Allgemeinerlaubnisse mit lan-
desweit einheitlichem Regelungsinhalt erteilt werden. Für den Aufstieg innerhalb
geschlossener Ortschaften werden Allgemeinerlaubnisse jedoch generell nicht er-
teilt.

Für den Aufstieg von unbemannten Luftfahrtsystemen mit Verbrennungsmotor
oder einer Gesamtmasse von mehr als 5 kg bis maximal 25 kg oder mit beabsich-
tigtem Aufstieg mit einem erhöhten Gefahrenpotenzial müssen Einzelerlaubnisse
erteilt werden. Ein erhöhtes Gefährdungspotenzial in diesem Sinne ist beispiels-
weise mit dem Betrieb innerhalb geschlossener Ortschaften verbunden.

2. welche Auflagen an die Erteilung einer Aufstiegserlaubnis von zivilen unbe-
mannten Fluggeräten gekoppelt sind;

Die mit Allgemeinerlaubnissen verbundenen Auflagen betreffen in erster Linie
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Luftverkehrssicherheit und der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung am Betriebsort sowie Dokumentations-, Informations-
und Anzeigepflichten des Steuerers. Wegen der Einzelheiten wird auf die beige-
fügte Anlage verwiesen. 

Bei der Erteilung von Einzelerlaubnissen werden Auflagen in Abhängigkeit von
den örtlichen Verhältnissen verfügt.
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3. welches Potenzial sie bei der Nutzung derartiger Fluggeräte sieht;

Über den Einsatz von unbemannten Luftfahrtsystemen entscheiden im Rahmen
des geltenden Rechts die jeweiligen Nutzer/innen. Es ist auch deren Aufgabe, das
Potenzial derartiger Fluggeräte zu beurteilen. 

Befliegungen mit UAS gewinnen nicht nur im privatwirtschaftlichen Sektor son-
dern auch bei der Erledigung öffentlicher Aufgaben zunehmend an Bedeutung.

Bei der Polizei des Landes Baden-Württemberg und im Bereich des Katastro-
phenschutzes sowie der Feuerwehr werden aktuell keine unbemannten Luftfahrt-
systeme eingesetzt. Im Rahmen des vom MFW geförderten Innovationsclusters
„Future Urban Security“ entwickelte das Fraunhofer-Institut für Optronik, System -
technik und Bildauswertung IOSB Leitsysteme für Quadrocopter und andere
UAS zur effektiven Unterstützung von Rettungskräften im Katastrophenfall.

Eine vertiefende Betrachtung der potenziellen Einsatzmöglichkeiten kommt erst
in Betracht, wenn sich die Technik der unbemannten Luftfahrtsysteme weiter
fortentwickelt hat und datenschutzrechtliche Fragestellungen geklärt sind. 

Die Vermessungs- und Flurneuordnungsverwaltungen sehen in der Nutzung der
UAS ein flexibel einsetzbares und wirtschaftliches Verfahren zur Datenerfassung
für kleinräumige Gebiete und haben in diesen Bereichen teilweise bereits Anwen-
dungen erfolgreich durchgeführt. 

Die Vermessungsverwaltung erhebt durch die Topographische Landesaufnahme
aktuelle, qualitativ hochwertige und professionell weiterverwendbare Geobasis -
informationen und stellt diese kundengerecht aufbereitet für vielfältige Anwen-
dungen zu Verfügung. Beispiele hierfür sind die Digitalen Orthophotos (DOP),
Digitalen Landschaftsmodelle (DLM) und Digitalen Geländemodelle (DGM), die
jeweils flächendeckend für Baden-Württemberg vorliegen.

Da die Landschaft einem stetigen Veränderungsprozess durch natürliche Vorgänge
und anthropogene Eingriffe unterworfen ist, werden 3D-Modelle und Darstellun-
gen der Landschaft in immer kürzeren Perioden und in hoher Detaillierung von
der Gesellschaft, Verwaltung, Wissenschaft und Wirtschaft gefordert. Die auto-
matisierte Erfassung von Massendaten mittels flugzeuggetragener Sensoren er-
möglicht eine bedarfsgerechte Modellierung und realistische Präsentation der rea-
len Welt in Geo-Informationssystemen (GIS). 

In der Flurneuordnung ergeben sich Vorteile von UAS vor allem bei der Doku-
mentation einzelner Verfahrensstände und beim Monitoring der Landschaft und
des Naturraums. Beispielsweise besteht in den jeweiligen Projektphasen einer Flur -
neuordnung immer wieder ein Bedarf an aktuellen Bild- und 3D-Geländedaten. 

4. wie sie dem Einsatz solcher Geräte gegenübersteht;

Bei kleinräumigen Veränderungen der Landschaft bietet der Einsatz von UAS zur
Aktualisierung der Datenbestände der Vermessungsverwaltung wirtschaftliche
und ökologische Vorteile gegenüber Befliegungen mit Großflugzeugen oder per-
sonalintensiven herkömmlichen Vermessungen vor Ort.

Mehrere UAS-Projekte der Vermessungsverwaltung mit wissenschaftlicher Be-
gleitung seit dem Jahr 2012 lieferten sehr gute Ergebnisse. Das Institut für Photo-
grammetrie (IfP) der Universität Stuttgart hat in mehreren internationalen Publi-
kationen und fachwissenschaftlichen Tagungen die erfolgreiche Durchführung
der Projekte und die Tauglichkeit des Verfahrens für den Einsatz im Aufgaben -
bereich der Vermessungsverwaltung dargestellt. 

Mit dem Einsatz von UAS steht der Vermessungsverwaltung als Kompetenz -
zentrum für Fernerkundung und photogrammetrische Dienstleistungen für den
 öffentlichen Bereich in Baden-Württemberg künftig ein weiteres wirtschaftliches
und flexibles Fernerkundungsverfahren zur Erfassung aktueller Daten im Be-
darfsfall zur Verfügung. 

Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3. verwiesen.
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5. inwieweit sie eine Anpassung der derzeitigen (Bundes-)Gesetzeslage an diese
neue Technologie für sinnvoll erachtet, um die Nutzung zu erleichtern;

Das wachsende Interesse einer zivilen Nutzung von unbemannten Luftfahrtsyste-
men und die evtl. damit verbundenen Gefahren (Betriebssicherheits- aber auch
sonstige potenzielle Sicherheitsaspekte) müssen fortlaufend im Zuge der Weiter-
entwicklung der gesetzlichen Rahmenbedingungen geprüft werden.

Im Dezember 2013 sind „Gemeinsame Grundsätze des Bundes und der Länder
für die Erteilung der Erlaubnis zum Aufstieg von unbemannten Luftfahrtsystemen
gemäß § 16 Abs. 1 Nummer 7 Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO)“ in Kraft getreten.
Diese definieren den Handlungsrahmen der Länder bei der Erteilung von Allge-
mein- und Einzelerlaubnissen und dienen der Vereinheitlichung des Erlaubnisver-
fahrens. 

Eine Änderung der Gesetzeslage zur Erleichterung der Nutzung von unbemannten
Luftfahrtsystemen wird derzeit nicht für erforderlich erachtet. Zuständig für die
Änderung der Gesetzeslage ist ausschließlich der Bund.

6. ob es ggf. Initiativen im Bundesrat gibt, um den Einsatz zu erleichtern;

Der Landesregierung sind derartige Initiativen nicht bekannt.

7. welche Möglichkeiten sie sieht, um den Einsatz von Drohnen – unter Wahrung
berechtigter Eigentümerinteressen und Beachtung des Datenschutzes – zu ent-
bürokratisieren bzw. die Genehmigungsverfahren zu beschleunigen;

Mit Blick auf das erhöhte Gefahrenpotenzial und die datenschutzrechtlichen An-
forderungen beim Betrieb von unbemannten Luftfahrtsystemen sieht die Landes-
regierung derzeit keine Möglichkeiten einer weiteren Entbürokratisierung bzw.
Verfahrensbeschleunigung.

8. wie sich die Anzahl der Genehmigungsanträge in den vergangenen Jahren ent-
wickelt hat (untergliedert nach Regierungspräsidien);

Die Anzahl der Genehmigungsanträge wurde nicht erhoben. Die Anzahl der er-
teilten Erlaubnisse in den Jahren 2012 und 2013 sowie im ersten Halbjahr 2014
stellt sich mit stark steigender Tendenz wie folgt dar:

(1) Regierungspräsidium Stuttgart

Allgemeinerlaubnisse
2012:                 8

2013:                 41

1. Hj. 2014:       28

Einzelerlaubnisse
2012:                 21

2013:                 67

1. Hj. 2014:       43
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(2) Regierungspräsidium Karlsruhe

Allgemeinerlaubnisse
2012:                 16

2013:                 13

1. Hj. 2014:       23

Einzelerlaubnisse
2012:                 22

2013:                 65

1. Hj. 2014:       63

(3) Regierungspräsidium Tübingen

Allgemeinerlaubnisse
2012:                 10

2013:                 17

1. Hj. 2014:       19

Einzelerlaubnisse
2012:                 14

2013:                 51

1. Hj. 2014        35

(4) Regierungspräsidium Freiburg

Allgemeinerlaubnisse
2012:                 15

2013:                 15

1. Hj. 2014:       24

Einzelerlaubnisse
2012:                 29

2013:                 28

1. Hj. 2014:       43

9. wie viel Personal in den Regierungspräsidien zur Bearbeitung der Anträge zur
Verfügung steht.

In den Regierungspräsidien steht hierfür folgendes Personal zur Verfügung (Voll-
zeitäquivalente im gehobenen Verwaltungsdienst):

Regierungspräsidium Stuttgart: 0,3 VZÄ 

Regierungspräsidium Karlsruhe: 0,25 VZÄ 

Regierungspräsidium Tübingen: 0,2 VZÄ 

Regierungspräsidium Freiburg: 0,2 VZÄ

Hermann

Minister für Verkehr
und Infrastruktur
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Anlage
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